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Als erstes allen Kolleginnen meinen 
herzlichen Glückwunsch zum Interna-
tionalen Frauentag, der in diesem Jahr 
zum 106. Mal begangen wird. 

Wer die Besten will, kann auf Frau-
en nicht verzichten – das war auch 
das Motto unserer Landesfrauenkon-
ferenz am 23. April 2016. 20 Delegier-
te aus den Bezirksgruppen und 7 
Gäste nahmen an der Konferenz teil. 

Neben dem Geschäftsbericht, den 
Referaten der Gäste und der Neuwahl 
des Vorstandes wurden 4 Anträge 
verabschiedet, die an den Landesde-
legiertentag im Oktober 2016 weiter-
geleitet wurden. 

Wie ist dazu der Bearbeitungs-
stand?

Antrag 1 
an die Landesfrauenkonferenz

Die Landesfrauenkonferenz möge 
beschließen, dass der Vorstand der 
Frauengruppe beauftragt wird, einen 
Antrag an den Landesdelegiertentag 
der GdP Sachsen zu formulieren, dass 
die GdP Sachsen sich intensiv für den 
Erlass eines Weiterbildungsfreistel-
lungsgesetzes  für Sachsen einsetzt.

Begründung:
Im Übereinkommen Nr. 140 der In-

ternationalen Arbeitsorganisation 
über den bezahlten Bildungsurlaub 

Landesfrauenkonferenz – 1 Jahr danach
vom 24. Juni 
1974 hat sich die 
Bundesrepublik 
Deutschland völ-
kerrechtlich zur 
Einführung be-
zahlten Bil-
d u n g s u r l a u b s 
zum Zwecke der 
Berufsbildung, 
der allgemeinen 
und politischen 
Bildung sowie 
der gewerk-
schaftlichen Bil-
dung verpflich-
tet. Wegen 
Untätigkeit des 
Bundes haben 
zwischenzeitlich 
zwölf Bundesländer von der konkur-
rierenden Gesetzgebungskompetenz 
nach Art. 70, 72 Abs. 1, 74 Nr. 12 GG 
Gebrauch gemacht und Landesgeset-
ze über den Bildungsurlaub erlassen. 
Sachsen ist eines der wenigen Län-
der, das noch kein Bildungsgesetz 
hat. Tarifverträge und Urlaubsverord-
nung lassen kaum noch Möglichkei-
ten der Inanspruchnahme von Frei-
stellungen für die persönliche und 
gewerkschaftliche Weiterbildung zu. 
Deshalb ist es notwendig, ein solches 
Gesetz in Sachsen einzufordern.

Bearbeitungsstand: 
Es hat sich noch nichts bewegt – 

wir bleiben aber dran. Es kann nicht 
sein, dass nur Sachsen und Bayern 
diese Möglichkeit der Bildung nicht 
haben. Wir werden den Antrag auf 
jeden Fall nochmals an den DGB 
weiterleiten, denn nur gemeinsam 
sind wir stark. 

Antrag 2 
an die Landesfrauenkonferenz

Die Landesfrauenkonferenz möge 
beschließen, dass bis 2016 das 
Sächsische Frauenförderungsge-
setz in ein modernes Gleich- 
stellungsgesetz weiterentwickelt 
wird.

Begründung:
Um zu gewährleisten, dass die 

Gleichstellung von Frauen und 
Männern in allen Lebensberei-
chen durchgesetzt wird, verspricht 
der Koalitionsvertrag 2014 – 2019 
die Weiterentwicklung. 

Gleichzeitig sollen im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfahrens die 
Rolle und die Aufgaben der 
Gleichstellungs- und Frauenbe-
auftragten und deren höhere ge-
sellschaftliche Anerkennung dis-
kutiert werden. 

Fortsetzung auf Seite 2

Gabriele Einenkel
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Bitte beachten:
Der Redaktionsschluss für das 

Landesjournal Sachsen, Ausgabe 
März 2017, war der 3. Februar 
2017, für die Ausgabe April 2017 
ist es der 3. März 2017 und für die 
Ausgabe Mai 2017 ist es der 31. 
März 2017. 

Hinweise:
Das Landesjournal versteht sich 

nicht nur als Informationsquelle, 
sondern auch als Kommunikations-
forum für die sächsischen Kollegin-
nen und Kollegen. Zuschriften sind 
daher ausdrücklich erwünscht.

Die Redaktion behält sich jedoch 
vor, Leserbriefe gekürzt zu veröf-
fentlichen. Für unverlangt einge-
sandte Manuskripte oder Fotos 
übernehmen wir keine Gewähr für 
Veröffentlichung oder Rücksen-
dung. Namentlich gekennzeichnete 
Artikel stellen nicht in jedem Fall 
die Meinung der Redaktion dar.

Die Redaktion

LEitARtikEL

Bearbeitungsstand:
Es gab am 8. September 2016 einen 

Workshop im Staatsministerium für 
Soziales und Verbraucherschutz 
Sachsen, an dem ich teilgenommen 
habe. Es existiert ein Entwurf, der 
zurzeit in den Frauenverbänden dis-
kutiert wird. Nun heißt es abwarten, 
was das neue Gesetz bringt und wann 
es in Kraft tritt.

Antrag 3 
an die Landesfrauenkonferenz

Die Landesfrauenkonferenz möge 
beschließen, dass das Familienpfle-
gezeitgesetz auch für die Beamtin-
nen und Beamten in vollem Umfang 
Anwendung findet.

Begründung:
Das Familienpflegezeitgesetz gilt 

derzeit nur für die Tarifbeschäftig-
ten. Die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf und damit die eventuelle 
Betreuung pflegebedürftiger Perso-
nen ist insbesondere auch für unsere 
Beamtinnen und Beamte wichtig, die 
oftmals im Wechselschichtdienst tä-
tig sind und dort schon Probleme ha-
ben, die Vereinbarkeit zu gewähr-
leisten. 

Andere Bundesländer, wie zum 
Beispiel Thüringen, haben dieses 
Gesetz für ihre Beamten  übernom-
men. In Sachsen sollte dies auch er-
folgen. 

Bearbeitungsstand:
Dieser Antrag wurde vom Landes-

delegiertentag angenommen. Für 
die Durchsetzung ist eine Gesetzes-
änderung notwendig und um das auf 
den Weg zu bringen, wird dieser An-
trag durch uns zur DGB-Bezirksfrau-
enkonferenz am 13. Mai 2017 einge-
bracht. 

Fortsetzung von Seite 1
Antrag 4 

an die Landesfrauenkonferenz

Die Landesfrauenkonferenz möge 
beschließen, dass die Regelungen der 
Sächsischen Urlaubs-Mutterschutz- 
und Elternzeitverordnung § 7 (5) An-
sparurlaub auf die Urlaubsregelungen 
der Tarifbeschäftigten übernommen 
werden.

Begründung:
Abschnitt IV des TVL regelt den Ur-

laub für die Tarifbeschäftigten. Dort ist 
die Möglichkeit einer Ansparung von 
Urlaub nicht vorgesehen. Um eine Un-
gleichbehandlung abzustellen, sollte 
auch den Tarifbeschäftigten die Mög-
lichkeit des angesparten Erholungsur-
laubs entsprechend der o.g. gesetzli-
chen Regelung gegeben werden.

Bearbeitungsstand: 
Unser Vorschlag war, das Thema mit 

in die derzeit laufenden Tarifverhand-
lungen einfließen zu lassen. Die Tarif-
kommission Sachsen hat sich ent-
schlossen, gegenwärtig diese 
Forderung nicht aufzumachen.

Was beschäftigt uns noch?
Darüber berichten wir regelmäßig in 

der „Deutschen Polizei“. Diese 
Artikel sind auch auf unserer Home-
page: www.gdp-sachsen.de – Gewerk-
schaft der Polizei – Personengruppen – 
Frauengruppe einzusehen. 

2021 findet die nächste Landesfrau-
enkonferenz statt. Wer Interesse an der 
Mitarbeit im Vorstand der Frauengrup-
pe hat, kann sich schon jetzt bei uns 
melden. 

Es gibt etwas Positives zu berichten: 
In dieser Wahlperiode ist wieder eine 
Frau in den Geschäftsführenden Lan-
desvorstand gewählt worden: Christin 
Gerull vom Landeskriminalamt. Wir 
wünschen ihr viel Erfolg für die an-
spruchsvolle Aufgabe.

Gabriele Einenkel



3 – 2017 Deutsche Polizei  3

LANDESJOURNALSachsen

BEziRkSGRUppE pOLizEivERwALtUNGSAmt

Freundlichkeit und Achtung sind  
Basis für zusammenhalt

GdP-Mitgliederversammlung beim Polizeiverwaltungsamt 

Die Mitgliederversammlung in der 
GdP-Bezirksgruppe des Polizeiver-
waltungsamtes (PVA) ist einer der 
Höhepunkte der Gewerkschaftsarbeit 
im Jahr. Es ist inzwischen schon eine 
gute Tradition geworden, dass der 
GdP Landesvorsitzende an dieser 
wichtigen Beratung teilnimmt und 
über die aktuellen Erfolge und Auf-
gaben, aber auch Schwierigkeiten 
der GdP-Arbeit in Sachsen berichtet, 
so auch am 25. Januar 2017.

Nach der Begrüßung durch den Be-
zirksgruppenvorsitzenden beim PVA, 
Jürgen Scherf, ging das Wort sofort an 
Hagen Husgen, den GdP-Landesvor-
sitzenden. Mit Stolz berichtete er über 
den Erfolg der Jungen Gruppe der 
GdP Sachsen, der es ge-
lungen ist, 2016 wieder 
500 neue Mitglieder für 
die GdP zu gewinnen. Ein 
weiterer Schwerpunkt 
seiner Ausführungen war 
der Tarifkampf 2017. Ha-
gen Husgen betonte: „Nur 
was die Beschäftigten im 
Tarifkampf den Arbeitge-
bern abringen können, 
hat die Chance, auch für 
die Beamten wirksam zu 
werden. Deshalb ist der 
Zusammenhalt von Be-
schäftigten und Beamten 
und der gemeinsame Ta-
rifkampf Seite an Seite so 
wichtig für den Erfolg.“

Am 29. Juni 2017 wird die Ge-
werkschaft der Polizei Sachsen ein 
Fachforum zum Thema Dienstrecht 
und Besoldung durchführen. Noch 
hat sich Staatsminister Markus Ulbig 
nicht entschieden, ob er die Schirm-
herrschaft übernehmen wird. Noch 
hat das Sächsische Staatsministeri-
um des Innern „Beratungsbedarf“, 
ob es sich an dieser Fachtagung be-
teiligen wird. „Ja“, sagt Hagen Hus-
gen, „mit unserem Vorschlag der Be-
soldung nach Dienstposten und 
Dienstgrad rütteln wir an den Grund-
festen des Beamtentums, aber wir, 
die GdP Sachsen, sind von unserem 
Konzept überzeugt.“ 

Das Thema amtsangemessene Ali-
mentierung (Weihnachtsgeld) kam 

nochmals aufs Tableau. „Noch gibt es 
Gesprächsbedarf für die Beamten in 
Ausbildung und Kollegen/ -innen in 
Elternzeit.“ Außerdem informierte 
Hagen Husgen über die aktuelle Zu-
sammenarbeit mit der PVAG und den 
Arbeitsthemen aus dem Bundesvor-
stand der Gewerkschaft der Polizei. 
Viel Zeit zur Beantwortung von Fra-
gen blieb leider nicht, denn Journalis-
ten warteten bereits auf das nächste 
Interview. „Wenn es weitere Fragen 
gibt, dann stehe ich hier im Polizei-
verwaltungsamt, wo ich öfters zu tun 
habe oder auch per E-Mail, gern zur 
Verfügung.“ Mit Beifall bedankten 
sich die GdP Mitglieder bei ihrem 
Landesvorsitzenden. 

Es folgte der alljährliche Tätig-
keitsbericht des Vorsitzenden der Be-
zirksgruppe und der Finanzbericht 
der Bezirksgruppe. In seinen Ausfüh-
rungen ging der GdP-Bezirksgrup-
penvorsitzende Jürgen Scherf noch-
mals auf die Gewerkschaftsarbeit im 
Jahr 2016 ein. Er legte den Schwer-
punkt seiner Ausführung auf den 
Stellenabbau und dessen Auswirkun-
gen.  „Auch wenn im Polizeiverwal-
tungsamt viele neue Mitarbeiter/-in-
nen begrüßt werden können, darf 
dies nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass insgesamt die Talsohle des Stel-
lenabbaus auch 2017 in der sächsi-
schen Polizei noch nicht erreicht ist.  

Erst im Jahr 2018 wird der Stel-
lenabbau erstmals geringer sein als 

der Stellenzuwachs. Wir alle geben 
jeden Tag in der Arbeit unser Bestes“, 
so Jürgen Scherf, „wenn dennoch die 
Unzufriedenheit bleibt, dass die Auf-
gaben nicht so bewältigt werden kön-
nen, wie es eigentlich zu wünschen 
wäre, dann liegt das eindeutig an der 
Arbeitsverdichtung und den fehlen-
den Stellen als Folge des Stellenab-
baus, also nicht an uns!“

Mit Blick auf die allgemeine Erosi-
on des Zusammenhalts der Gesell-
schaft in unserem Lande betonte er 
die Bedeutung eines freundlichen, 
achtungsvollen und menschlichen 
Umgangs für den Zusammenhalt der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, ge-
rade für uns als Gewerkschafter. „Wir 

müssen auch in dieser 
Beziehung Vorbild sein! 
Ein freundliches Wort, ein 
netten Guten Tag! oder 
Hallo! Verständnis für die 
Probleme unserer Mitkol-
legen und Hilfe, wo Hilfe 
möglich ist. Das sind alles 
ganz kleine Dinge des 
Alltags wo Jeder seinen 
Beitrag leisten kann, dass 
allen Widrigkeiten zum 
Trotz ein freundliches 
Miteinander das Arbeits-
klima bestimmt und dem 
Zusammenhalt der 
M i t a r b e i t e r / - i n n e n 
dient“, so Jürgen Scherf.

Getreu dem Anspruch 
basisnaher Entscheidungen, wurden 
zahlreiche Beschlüsse, von Finanzen 
für die Mitgliederbetreuung, Kalen-
derbestellung bis hin zur Fahrtkos-
tenerstattung neu beschlossen oder 
bestätigt.

Nach gut zwei Stunden waren alle 
Tagesordnungspunkte abgearbeitet, 
engagiert und lösungsorientiert dis-
kutiert sowie alle Beschlüsse gefasst.

Der Tätigkeitsbericht der GdP Be-
zirksgruppe endete mit einem Zitat 
von Mark Twain:

„Der beste Weg sich selbst eine 
Freude zu machen, ist einem anderen 
eine Freude zu machen.“

Lasst uns heute damit anfangen!
Torsten Scheller

Foto: BG polizeiverwaltung
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Heil euch, brave karrenschieber…1

Der Autor möchte die essentielle 
Freiheit des autonomen Geistes 
betrachten und auf die einhergehen-
de verantwortung gerade im 
Hinblick auf die neuzeitlichen 
probleme verweisen.

Mühelos erkennt man den spötti-
schen Unterton im Gedicht Friedrich 
Nietzsches, welcher verkrustete und 
mithin reglose Denkweisen der „bra-
ven Karrenschieber“ – mutmaßlich 
ausgestattet mit Scheuklappen für 
Ansichten jenseits der gewohnten 
Überzeugungen - missbilligte. Nietz-
sche stritt dafür, „von den kleinlichen 
Vorlieben für das Gewohnte abzulas-
sen“2, um aufzuwachen aus dem Tag-
traum des lebendigen Tods - denn so 
verstand er das Dasein des selbstge-
fälligen Menschengeschlechts. Der 
Mensch verrennt sich blindwütig in 
die eigene Ohnmacht; er steht orien-
tierungslos im Nebel seiner Selbst-
täuschung und wird als „funktionie-
render“ Erdenbürger in den ideellen 
Erziehungslagern reproduziert3 - wie-
der und wieder: „(…) man denkt, 
schreibt, druckt, spricht, lehrt (…), – 
so weit ist ungefähr Alles erlaubt, nur 
im Handeln, im sogenannten Leben 
ist es anders: da ist immer nur Eines 
erlaubt und alles Andere einfach un-
möglich: so will’s die historische Bil-
dung. Sind das noch Menschen, fragt 
man sich dann, oder vielleicht nur 
Denk-, Schreib- und Redemaschi-
nen?“ 4

Notwendigerweise greift Nietzsche 
hier zum philosophischen Hammer 
und fordert den Ausbruch aus dem 
Zuchthaus scheinbar unumstößlicher 
Prinzipien - „die radikale Ablehnung 
von Wert, Sinn und Wünschbarkeit“5 
-; so ist die Hörigkeit der Werte mit-
nichten ein natürlicher, als vielmehr 
ein kulturell verklärter Vorgang. 
Denn die Konsequenzen dieser aner-
zogenen Hörigkeit sind Prototypen 
von Auffassungen und Standpunk-
ten, die sich lediglich dadurch unter-
scheiden lassen, dass sie einem ande-
ren geschichtlichen und kulturellen 
Umstand entspringen, aber keines-
wegs einem freien (schöpferischen) 
Geist. So gilt es Nietzsche, ganz in 
der Tradition des aufklärerischen 
Leitspruchs „Sapere Aude“6, das Joch 
des stumpfsinnigen Daseins korrum-
pierender Berieselung abzuwerfen 

und selbst das Steuer in eine bessere 
Zukunft zu lenken - frei von Last und 
offen für Wandel.

Doch obwohl keine Gesinnung den 
Einzelnen so einschnüren kann, dass 
er sich nicht zumindest teilweise da-
von befreit, ist (der lange Prozess der) 
Veränderung immer auch ein 
schmerzlicher Bruch mit dem Be-
kannten. Diese Anstrengungen gilt es 
trotz aller Widrigkeiten - die ein Zitat 
Max Plancks auf den Punkt bringt: 
„Eine neue (….) Wahrheit pflegt sich 
nicht in der Weise durchzusetzen, 
dass ihre Gegner überzeugt werden 
und sich als belehrt erklären, sondern 
vielmehr dadurch, dass ihre Gegner 
allmählich aussterben (…)“7 - anzu-
gehen. Diesbezüglich sollte das mün-
dige Individuum stets kritisch zur 
Welt stehen, die bisweilen fehlende 
Distanz zu althergebrachten Konven-
tionen rehabilitieren und beginnen 
wieder zu hinterfragen und zu stau-
nen: „(…) gerade in der aktuellen Si-
tuation ist es vielleicht viel wichtiger 
die richtigen Fragen zu stellen als 
bloß Antworten zu entfachen“8.

Auf die Gefährlichkeit einer sol-
chen sich verselbstständigten Ant-
wort wies seinerzeit bereits der briti-
sche Ökonom Ernst Friedrich 
Schumacher in seinem Werk „Die 
Rückkehr zum menschlichen Maß“9 
hin, bei der die anfängliche Frage-
stellung in ihrem Kern und ihrer Sinn-
haftigkeit längst nicht mehr einer kri-
tischen Betrachtung unterzogen 
wurde. Als fassbares Beispiel nennt er 
unser unbändiges Bekenntnis zum 
Wirtschaftswachstum10, welches bis-
weilen schon fast obskure Züge an-
nimmt: Wehe dem, der die unfehlbare 
Logik des Kapitalismus kritisiert. 

Schlussendlich sollte man es vor-
ziehen, dass die Mauern des Dogma-
tismus - zumindest solche, die sich 
zum inhaltsleeren Selbstzweck ge-
worden sind - durch eine zeitweilige 
Distanz zur herrschenden Ideologie 
abgeklopft werden und wenn nötig 
eingerissen, um denkbare Irrtümer zu 
überwinden und den Blick freizuma-
chen für alle Perspektiven unserer 
wechselhaften Welt.

Vom Unsinn des Sinns11

Diese wechselhafte „Welt existiert 
nicht als Welt‚ an sich‘ [...] sie ist es-
sentiell Relations-Welt: sie hat, unter 

Umständen, von jedem Punkt aus ihr 
verschiedenes Gesicht“12, denn „alles 
(…) ist geworden; es gibt keine ewi-
gen Tatsachen so wie es keine absolu-
ten Wahrheiten gibt“13. Nietzsches 
Zitate schildern ebenjene Subjektivi-
tät des Erlebens und folgerichtig die 
Subjektivität bereits erlebter Ereig-
nisse. Entsprechend darf man die 
durchaus verbreitete Auffassung, 
dass Geschichte konsequent so pas-
sieren musste14 als menschlichen 
Selbstbetrug entlarven. 

Arthur Schopenhauer wies Anfang 
des 19. Jahrhunderts den Gedanken 
Aristoteles, dass die Natur nicht ohne 
Ziel tätig sei15 durch seine Kritik am 
Hegelschen Geschichtsprozess - 
demzufolge die Geschichte einer 
Zweckursache folgt und ihr „eine Lo-
gik, die auf eine Höherentwicklung 
und vor allem auf ein Gelingen im 
Sinne des Glücks abzielt“16 inne-
wohnt - zurück: es gibt kein überge-
ordnetes Gesamtziel oder eine not-
wendige Gesetzmäßigkeit eines zu 
erreichendes Optimums.

Nach Michel Foucault dürfen wir 
Geschichte nicht als etwas Totales im 
Sinne einer solchen „kontinuierlichen 
Chronologie der Vernunft“17 betrach-
ten, um somit der Jagd nach dem 
mutmaßlichen Sinn, den wir nach Ré-
gis Debray benötigen „wie die Zug-
vögel einen Sinn der Orientierung“18, 
zu entsagen. Foucault wirft der doku-
mentierten Geschichtswissenschaft 
vor, dass sie siebt, ausmustert, privile-
giert und andere Auslegungen ab-
lehnt. Gerade auch im Wissen darum, 
dass es zum einen immer Möglichkei-
ten und Perspektiven gibt, die im Ver-
borgenen bleiben19 (da sie nicht ein-
getreten sind) und zum anderen, dass 
das Passierte im Nachgang lediglich 
(subjektiv gefärbt) ausgelegt wird - 
denn „Vergangenes historisch artiku-
lieren heißt nicht, es erkennen ‚wie es 
denn eigentlich gewesen ist‘“20 - soll-
te man sich nicht den angenomme-
nen Gewissheiten denkfaul hinge-
ben.

Demgemäß fordert der amerikani-
sche Philosoph Richard Rorty, „dass 
wir versuchen sollten, an den Punkt 
zu kommen, wo wir nichts mehr ver-
ehren, nichts mehr wie eine Quasi-
Gottheit behandeln, wo wir alles, un-
sere Sprache, unser Bewusstsein, 
unsere Gemeinschaft, als Produkte 
von Zeit und Zufall behandeln“21. 
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Gleichwohl gehört die unter der 
Oberfläche befindliche Last der Sinn-
frage und das Ertragen dieses biswei-
len ungeliebten Gastes zur „conditio 
humana“22. Der vielleicht metapho-
rischste Antwortversuch auf die 
menschliche Sehnsucht nach dem 
Sinn findet sich bei dem französi-
schen Philosophen Albert Camus, der 
durch die Konfrontation des Men-
schen, „der [nach dem Sinn] fragt, 
und der Welt, die vernunftwidrig 
schweigt“23, festhält, dass dieser ge-
brechliche Wunsch als „absurde“ 
Scheinwahrheit begriffen werden 
muss. Und solche „falschen Ideen lie-
fern falschen fragilen Trost“24.

Thomas Ullmann

Anmerkungen
1„…, Stets „je länger, desto lieber“, Steifer 

stets an Kopf und Knie, Unbegeistert, ungespäs-
sig, Unverwüstlich-mittelmässig, Sans genie et 
sans esprit!“ (Friedrich Nietzsche: „Unter Freun-
den. Ein Nachspiel“, 1882).

2 Volker Gerhardt in der Fernsehsendung 
„Sternstunde Philosophie“ vom 12.05.2013.

3 „(...) so denke ich an das, was sich heute als 
Biophysik entwickelt, dass wir in absehbarer 
Zeit im Stande sind, den Menschen so zu ma-

chen, d.h. rein in seinem organischen Wesen so 
zu konstruieren, wie man ihn braucht: Geschick-
te und Ungeschickte, Gescheite und - Dumme. 
So weit wird es kommen!“ (Richard Wisser: 
„Heidegger im Gespräch“, 1973).

4 Friedrich Nietzsche: „Unzeitgemäße Be-
trachtungen“, 1873-1876.

5 Friedrich Nietzsche: „Nachgelassene Frag-
mente“, 1885-1887. 
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Am 14. Dezember 2016 fand die 
gemeinschaftliche Weihnachtsfeier 
des Bereitschaftspolizeizuges 311 aus 
Chemnitz statt. 

Der Tagesablauf bestand aus zwei 
Teilen. Im ersten wurden die fahreri-
schen Fähigkeiten eines jeden Teil-
nehmers auf der Kartbahn in Chem-
nitz auf die Probe gestellt. Die Rennen 
wurden in ein Qualifying (Zeitren-
nen) und in drei weitere nervenauf-
reibende  sowie schweißtreibende 
Hauptrennen unterteilt. Im Anschluss 
wurden aus allen drei Hauptrennen 
die Sieger gekürt. 

Nach einer kleinen Pause traf sich 
der Zug später am Abend in „Grütz-
nickels Scheune“ im beschaulichen 
Ebersdorf, um gemeinsam zu Abend 
zu essen. In der wuchtig geschmück-
ten, aber schönen Gaststätte, wurde 
ein üppiges Buffet serviert, welches 
den hungrigen Rennfahrern sehr gut 
schmeckte.

Diese gelungene Veranstaltung 
wurde, wie schon so oft, von der GdP 
finanziell unterstützt, worüber sich 
alle Mitglieder der Gewerkschaft im 

kREiSGRUppE BEREitSCHAFtSpOLizEi CHEmNitz

Der Bpz 311 bedankt sich!
Zug sehr freuten. Hierfür bedankt 
sich der BPZ 311 erneut und  recht 
herzlich für die schnelle und unkom-
plizierte Unterstützung bei Herrn 

Mike Natschke sowie bei der GdP 
und wünscht allen Kollegen und Kol-
leginnen ein gesundes neues Jahr!

Philip Pusch
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Durch die Mitarbeiterinformation 
zum Stellenabbau vom 27. März 2006 
wurde über den im Kabinett von 
17./18. März 2006 beschlossenen 
Stellenabbau berichtet. Trotz Evalua-
tion und Abschlussbericht der Fach-
kommission aus dem Jahren 
2015/2016 und vielen Beteuerungen 
zum Stopp des Stellenabbaus wurde 
nun mit einem Federstrich zum Jah-
resende 2016 die Verkehrspuppen-
bühne der Polizeidirektion Chemnitz 
geschlossen und die Präventionsar-
beit in diesem beliebten und an-
schaulichen Bereich der Verkehrser-
ziehung gestrichen. Hoffentlich 

Letzte vorstellung der verkehrspuppenbühne
bedarf es keine 20 Jahre wie beim 
Erlass zur „Neu“-Aufstellung der 
Verkehrspolizeiinspektionen Görlitz 
und Zwickau um zu erkennen, dass 
es einen großen Bedarf an Prävention 
im Bereich der Verkehrserziehung 
gibt.

Wir bedanken uns im Namen vieler 
Kindergarten- und Grundschulkin-
der, im Namen deren Eltern, Lehrer 
und Erzieher bei den Kolleginnen 
und Kollegen, die mit viel Herzblut 
und Engagement über 25 Jahre die-
sen Baustein der Prävention aufge-
baut haben, wertvolle Erziehungsar-
beit leisteten und das Bild der 

sächsischen Polizei für jüngere Kin-
der mitprägten!

Lassen wir einfach Bilder sprechen!

Matthias Büschel
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vertrauensleuteseminar
Marko Pfeiffer, Vorsitzender der 

GdP-Bezirksgruppe Chemnitz, be-
grüßte am 20. Januar 2017 im ver-
schneiten Augustusburg die Teil- 
nehmer des Seminares für Vertrau-
ensleute.

Lange hat eine solche Veranstal-
tung nicht mehr stattgefunden.

Die Anwesenden erfahren von der 
kurzfristigen Erkrankung des 2. Se-
minarleiters.

Und nun?
Der geplante Ablauf für das 2-Ta-

ges-Seminar wird kurzer Hand auf 
den Kopf gestellt, raus aus festgefah-
renen Mustern und Konzepten.

Neben Ausführungen zu den 
rechtlichen Grundlagen der GdP zur 
gewerkschaftlichen Arbeit, der Erar-
beitung von Antworten auf Rechts-
fragen  für Vertrauensleute und aus-
führliche Erläuterungen zu den 
Leistungen der GdP entwickelte sich 
die Zusammenkunft zu einem um-
fangreichen, interessanten und oft-
mals sehr überraschenden Erfah-
rungsaustausch.

Ingo Lermer, Ansprechpartner der 
SIGNAL IDUNA Gruppe für die Regi-
on Chemnitz, beantwortete ausführ-
lich die vielen Fragen zum umfang-
reichen Leistungspaket und der 

beamtenrechtlichen Versorgungs- 
und Absicherungssituation.

Alle waren sich am Ende des zwei-
ten Seminartages einig: Diese Schu-
lungen müssen regelmäßig durchge-
führt werden. 

Herzlichen Dank an Marko Pfeiffer 
für die Organisation und Moderation. 

Herzlichen Dank auch an alle Teil-
nehmer, die in ihrer Freizeit am Wo-
chenende zu einem wirklich gelunge-
nen Seminar beigetragen haben. Und 
herzlichen Dank an das Team vom 
Hotel „Kunnerstein“ in Augustus-
burg. 

Simone Roßbach

Foto: Simone Roßbach

Anzeige
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Begleitung von Schwerlasttransporten in …
… Sachsen

Die Begleitung von Großraum- 
und Schwertransporten (GST) muss 
die Polizei auf Anordnung der Ge-
nehmigungsbehörde durchführen. 
Die Polizei hat hierbei in erster Linie 
die Aufgabe, alle anderen Verkehrs-
teilnehmer vor den Gefahren zu 
schützen, die im Zusammenhang 
mit dem GST entstehen können. 
Diese Aufgabe übernehmen in der 
Regel die örtlich zuständigen Poli-
zeireviere und auf den Bundesauto-
bahnen die zuständigen Autobahn-
polizeireviere. 

Nicht selten stoßen die Dienststel-
len aufgrund der hohen Anzahl von 
begleitungspflichtigen GST an ihre 
Kapazitätsgrenze. Weitere Probleme 
bereiten Unternehmen, die sich 
nicht an die Bedingungen und Auf-
lagen der Genehmigungsbehörde 
halten und somit die Weiterfahrt 
dieser GST unterbunden werden 
muss. Hier fehlt es in der Regel an 
geeigneten Abstellplätzen. Eine de-
taillierte Abfahrtskontrolle wird in 
Sachsen nicht mehr durchgeführt. 
Die Projektgruppe „Prüfung weite-
rer Harmonisierungsmöglichkeiten 
bei den sogenannten polizeilichen 
Abfahrtskontrollen“ der Arbeitsge-
meinschaft Verkehrspolizeiliche 
Aufgaben kommt in ihrem Ab-
schlussbericht zum Ergebnis, dass 
es der Polizei nicht obliegt, eine de-
taillierte Abfahrtskontrolle durchzu-
führen. 

Für die Einhaltung der Bedin-
gungen und Auflagen des Trans-
portbescheides ist allein der Inha-
ber des Bescheides verantwortlich. 
Aus diesem Grund kann sich die 
Polizei bei erstmaliger polizeilicher 
Übernahme des GST auf eine Sicht-
prüfung des GST beschränken. Die 
Innenministerkonferenz empfiehlt 
den Ländern, nach den im Bericht 
beschriebenen Mindeststandards 
und Handlungsempfehlungen zu 
verfahren. Das Sächsische Innen-
ministerium schließt sich diesen 
Empfehlungen an (Schreiben SMI 
vom 8. Juli 2015).

Sven Krahnert

… Thüringen

Für bestimmte Großraum- und 
Schwertransporte (GST) ordnen Stra-
ßenverkehrsbehörden eine polizeili-
che Begleitung zur Abwendung von 
Gefahren für andere Verkehrsteilneh-
mer an, die durch den Transport ent-
stehen können. Die Zuständigkeit der 
Straßenverkehrsbehörde ergibt sich 
aus § 44 Abs. 1 und Abs. 3 a StVO. Die 
Polizei ist nicht originär zuständig. Für 
das Genehmigungsverfahren wird die 
elektronische Anwendung VEMAGS 
(Verfahrensmanagement für GST) ge-
nutzt. Mit dieser Anwendung wird der 
Polizei die Erlaubnis mit den entspre-
chenden Auflagen zur Verfügung ge-
stellt. Die Polizei nimmt die Transport-
begleitung im Rahmen der speziellen 
Gefahrenabwehr wahr und setzt die 
Vorschriften und Anordnungen der 
Straßenverkehrsbehörde um. In Thü-
ringen wird die Transportbegleitung 
in der Regel in Verantwortung des 
Einsatz- und Streifendienst (ESD) der 
Autobahnpolizeiinspektion sowie der 
Polizeiinspektionen realisiert.

Hierbei sind die 2014 bundesweit 
abstimmten Handlungsempfehlungen 
hilfreich, die die Mindeststandards bei 
der Übernahme und Begleitung von 
GST länderübergreifend beschreiben. 
Diese Empfehlungen geben den 
Beamten/-innen eine gewisse Rechts-
sicherheit zum Prüfumfang der poli-
zeilichen Abfahrtskontrolle vor Trans-
portbeginn und entsprechen den 
Möglichkeiten des ESD. Die Kostener-
hebung erfolgt einheitlich für Thürin-
gen durch die Landespolizeidirektion. 
Aktiv werden weiterhin alle Bemü-
hungen auf Bundes- und Landesebe-
ne zur Verringerung der begleitpflich-
tigen Transporte unterstützt. Bis zur 
vollständigen Entlastung derartiger 
Begleitaufgaben ist noch ein langer 
Weg zu gehen, so dass gerade die auf-
wendig und entscheidungsfordernd 
zu begleitenden GST noch längere 
Zeit die Polizei beanspruchen werden. 
Spezialisierte polizeiliche Kräfte für 
diese Aufgabe sind für uns als GdP 
wünschenswert, aber unter den ge-
genwärtigen Rahmenbedingungen 
unrealistisch. Monika Pape

... Sachsen-Anhalt

Mit der Genehmigung des Landes-
verwaltungsamtes melden sich die Fir-
men in Sachsen-Anhalt per E-Mail min-
destens 48 Stunden vor Fahrtantritt bei 
der zuständigen Polizeidirektion. Von 
hier erhalten sie eine kurze Information 
über Zeit und Ort der Abfahrt sowie 
zwecks Abstimmung eine Telefonnum-
mer der für den Transport zuständigen 
Polizeidienststelle. Koordiniert von den 
Polizeidirektionen werden in Sachsen-
Anhalt fast täglich Großraum- und 
Schwertransporte (GST) in großer Zahl 
durch Kräfte der Zentralen Einsatz-
dienste der Polizeidirektionen und der 
Polizeireviere begleitet.

Die stetig steigende Anzahl dieser 
Transporte führte über die Jahre zu ei-
ner erheblichen Ressourcenbelastung 
der Polizei und bereitet der Polizei, 
auch in Sachsen-Anhalt zunehmend 
Probleme. Vor dem Hintergrund einer 
auch in Sachsen-Anhalt, zu verspü-
renden deutlichen Personalreduzie-
rung wurden bereits vor fast 15 Jahren 
bundesweit ernsthafte Anstrengungen 
nach polizeilichen Entlastungsmög-
lichkeiten unternommen. Doch dieser 
Prozess ist sehr zählebig.

Zwischenzeitlich wurde der Umfang 
polizeilicher Maßnahmen vor Abfahrt 
auf eine Sicht- und Dokumentenprü-
fung als Mindeststandard beschränkt, 
die keine besonderen fachlichen An-
forderungen an die durchführenden 
Einsatzkräfte stellt. Dennoch ist diese 
polizeifremde Tätigkeit nach wie vor 
mit einer enormen Arbeitsbelastung für 
die Polizei verbunden.

Aktuell wird in Sachsen-Anhalt da-
ran gearbeitet, auch Bedienstete ei-
ner noch in diesem Jahr zu schaffen-
den Wachpolizei auf diesem Aufga-
benfeld einsetzen zu können und so 
den Einsatzdienst zu entlasten. Die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen 
dafür wurden vor Kurzem geschaffen. 
Langfristig gesehen dürfte am Ende 
eine Privatisierung der Begleitung 
(als sogenannte „Beleihung“) stehen, 
die die Polizei bis auf wenige Aus-
nahmen von dieser Aufgabe dann 
hoffentlich endgültig entlastet. 

 Jörg Kuske
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